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Erwerbszentrierung – ja oder nein?
Zu Katja Kippings Thesen zum Umbau des Sozialstaats

von Horst Arenz 

Im Zentrum von Katja Kippings Über-
legungen stehen die Probleme der Al-
tersarmut und der Linderung der 
Existenzprobleme der von Arbeit Aus-
geschlossenen. Sie plädiert als General-
lösung für eine Garantierente und ein 
bedingungsloses Grundeinkommen. In 
beiden Konzepten ist die Verlagerung 
der Finanzierung sozialer Sicherheit von 
der Erwerbstätigkeit auf das Steuerauf-
kommen und der Wegfall der Bedarfs-
prüfung vorgesehen. 

Kipping nimmt die aktuelle Zuspit-

zung der öffentlichen Auseinanderset-
zung um die Zukunft der Alterssiche-
rung zum Anlass, ihre Auffassungen zu 
präzisieren. Sie greift damit in die De-
batte um eine der Schlüsselfragen der 
aktuellen gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzung ein, die nicht ohne Grund 
von der Partei DIE LINKE zum zentralen 
Schwerpunkt ihre Kampagnen bis zur 
Bundestagswahl erklärt worden ist.

Gegenüber früheren Beiträgen mar-
kieren Kippings jüngste Positionsbe-
stimmungen eine wichtige Veränderung. 

Ging es ihr bislang um einen grund-
sätzlichen Umbau der gesetzlichen So-
zialversicherung weg von der »Lohnzen-
triertheit«,1 »von der arbeitszentrierten 
linken Politik«,2 so plädiert sie nun u.a. 

Horst Arenz ist Mitarbeiter der Bundestagsfrak-
tion DIE LINKE.

1 Katja Kipping, Und weil der Mensch ein 
Mensch ist – zur Debatte um die soziale Grundsi-
cherung, Positionspapier 2005.

2 Grundeinkommen, Grundsicherung – Streitge-
spräch zwischen Katja Kipping und Harald Werner, 
in: Disput 4-06.
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für die Stärkung der Einnahmebasis 
der – bekanntlich lohnzentrierten – ge-
setzlichen Rentenversicherung. »Um die 
GRV langfristig zu stärken, ist eine Er-
weiterung ihrer Einnahmebasis not-
wendig. Wir brauchen eine Rentenver-
sicherung, in die alle einzahlen – auch 
Anwälte, Ärzte, Abgeordnete und Un-
ternehmer.«3 Gleichzeitig hält Kipping 
an ihrer grundsätzlichen Ablehnung der 
Erwerbszentrierung der sozialen Siche-
rungssysteme fest.

Daraus ergeben sich Widersprüche 
und offene Fragen. Zudem geht Kipping 
auf einige Kernargumente4 der Diskus-
sion nicht ein.

Kipping beschäftigt sich in der Aus-
einandersetzung mit ihren KritikerInnen 
nur mit der Rente. Ihre Vorschläge für 
eine Reform des Rentensystems reihen 
sich allerdings ein in eine Gesamtkon-
zeption, die letztlich fokussiert ist auf 
zwei Grundvorstellungen: die Aufgabe 
des Vollbeschäftigungsziels bzw. seiner 
Verschiebung in die ferne Zukunft (»ir-
gendwann in der Zukunft«)5 sowie der 
Infragestellung der Überlebensfähigkeit 
der »traditionellen«, weil beitragsfinan-
zierten Rente. Offen bleibt, ob sie an ih-
rer Kernthese, der Notwendigkeit der 
Entkopplung der sozialen Sicherungs-
systeme von der Erwerbsarbeit, festhält.6 
Dem zu Grunde liegt eine prinzipielle 
Skepsis bzgl. der Zukunftsaussichten der 
Erwerbsarbeit und der Reformierbarkeit 
der GRV. Die Möglichkeiten der Wie-
derherstellung von Vollbeschäftigung, 
die Abschaffung der miserablen Bedin-
gungen im Arbeitsleben und der unwür-
digen Zustände in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung (GRV) werden als in 
hohem Maße unrealistisch eingeschätzt.

Kipping plädiert zwar jetzt dafür, die 
GRV zu »reformieren« bzw. sogar zu 
»stärken« – begründet dabei aber ihre 
Zweifel an der Wirksamkeit der bishe-
rigen Reformvorschläge der LINKEN für 
den Abbau der Altersarmut nicht. Umso 
nachdrücklicher argumentiert Kipping 
für die Garantierente und gegen die 
»traditionelle GRV«.7 Auch der Kampf 
der Belegschaften, der Gewerkschaften 
und der LINKEN für bessere Arbeitsbe-
dingungen und für einen höheren Anteil 
an den Primäreinkommen bleiben bei 
Kipping außen vor. 

Der von Kipping geforderte Wegfall 

der Bedürftigkeitsprüfung und die Ab-
lehnung von zumutbarer Arbeit – zu-
mutbar im Verständnis der LINKEN – ist 
ein Kernpunkt des Streits sowohl um die 
Garantierente als auch um das bedin-
gungslose Grundeinkommen.9 Dass die 
Forderung, Josef Ackermann oder Mi-
chael Schumacher die gleiche Garan-
tierente zu zahlen wie der Aldi-Ver-
käuferin, von dieser nur als skandalös 
aufgefasst werden kann, dass also mit 
der immer krasser werdenden Spaltung 
in Arm und Reich die Frage des Bedarfs 
von hoher Bedeutung für das Alltags-
bewusstsein und für das Gerechtigkeits-
empfinden der Menschen ist, wird bei 
Kipping nicht thematisiert.

Auch die Forderung, »alle bestehen-
den Steuerfinanzierungen innerhalb der 
GRV und der Grundsicherung im Al-
ter (…) unbürokratisch zusammenzufas-
sen zu einem Grundsockel in der Rente« 
(Kipping, Statt Planierraupe, a.a.O.) hat 
problematische Implikationen: den Ent-
zug von über 30% der Einnahmen aus 
der GRV. Dies steht im Widerspruch zu 
der von Kipping geforderten Stärkung 
der GRV und hat zwangsläufig negative 
Folgen für die Bezüge der großen Masse 
der Rentner/-innen und die Beitragsent-
wicklung der Beschäftigten.

Die geforderte drastische Auswei-
tung der Steuerfinanzierung der Sozial-
versicherungen hat zudem – wegen des 
Wegfalls der paritätischen Finanzierung 
– nicht nur eine Entlastung der Unter-
nehmen zur Folge, sondern geht auch 
zu Lasten des Großteils der Bevölkerung, 
weil der Anteil der Einkommensteuer 
ständig abnimmt und der der Massen-
steuern (Mehrwert-, Mineralölsteuer etc.) 
den ganz überwiegenden Teil des Steu-
eraufkommens ausmacht.

Kipping greift auch nicht die Ein-
wände zu den Folgen ihrer Forderung 
auf, dass bei der Garantierente »betrieb-
liche und private Vorsorge fürs Alter 
grundsätzlich nicht angetastet (werden)«, 
während »die gesetzliche Rente entwe-
der voll oder nur zu einem bestimmten 
Teil … gegen die Grundrente aufgerech-
net (wird)« (Kipping, Altersarmut vor-
programmiert, a.a.O.). Damit würde der 
Trend weg von der GRV hin zur priva-
ten Vorsorge befördert, was ein zentrales 
Feld der politischen Auseinandersetzung 
mit dem Neoliberalismus berührt.

Strittig sind auch die von Kipping 
angeführten Thesen von André Gorz u.a. 
vom Ende der Arbeit durch die Ausbrei-
tung der immateriellen Arbeit, sprich 
der »Wissensgesellschaft«. Aus der un-
bestreitbaren Schrumpfung des Anteils 
der materiellen Produktion wird die Per-
spektivlosigkeit der Lohnarbeit insge-
samt abgeleitet.10 Der Kern der Debatte 
dreht sich um den Arbeitsbegriff, der 
von Kipping mit Zitaten aus den Früh-
schriften von Marx und einigen Passa-
gen aus den »Theorien über den Mehr-
wert« untersetzt wird. Kipping unterläuft 
dabei ein grundsätzliches Missverständ-
nis des Marxschen Arbeitsbegriffs. Für 
Marx ist Arbeit in jeder Gesellschafts-
formation eine Naturnotwendigkeit, die 
mit der Befreiung vom Kapitalverhältnis 
sich sogar noch ausdehnt. Nach Marx ist 
die materielle Produktion stets, d.h. auch 
in zukünftigen Gesellschaftsformationen 
die Basis der immateriellen Arbeit, zwi-
schen beiden – der materiellen und der 
immateriellen Arbeit – besteht ein Ver-
hältnis der Wechselwirkung, in dem sich 
auch emanzipatorische Momente im 
Arbeitsprozess selbst entwickeln kön-
nen. Mit dieser seit Längerem formulier-
ten Kritik setzt sich Kipping nicht aus-
einander. »Zivilisierung durch Arbeit 
und Fleiß« (Kocka) scheint unbekannt zu 
sein. Stattdessen wird die Nicht-Arbeit, 
sprich die Freizeit, zum Springquell aller 
Emanzipation erklärt.11

Dass die aus dieser Grundauffassung 
abgeleitete Forderung nach bedingungs-
losem Grundeinkommen und Garan-
tierente bei Verweigerung angemes-
sener Arbeitsangebote, im Klartext für 
das Leben auf Kosten Anderer, sprich 
der großen Masse der arbeitenden Be-
völkerung und Beitrags- und Steuerzah-
ler/-innen, von diesen nur als Verstoß 
gegen elementare Grundsätze der so-
zialen Gerechtigkeit aufgefasst werden 
kann, bleibt bei Kipping ausgeblendet. 
Wer außer Betracht lässt, wie solche Po-
sitionen mit dem Alltagsbewusstsein der 
großen Masse der Bevölkerung vermit-
telbar sind, unterschätzt eine Kernan-
forderung an linke Politik, nämlich die 
Vermittlung ihrer Konzepte mit grundle-
genden Wert orientierungen breiter Teile 
der Bevölkerung.

Die Stärkung der Erwerbszentrierung 
der sozialen Sicherungssysteme und da-
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mit der Abbau der Massenarbeitslosig-
keit ist eine Schlüsselfrage der aktuellen 
gesellschaftlichen Auseinandersetzung, 
an der sich die Zukunft der linken Kräfte 
in Deutschland mitentscheidet. Die 
jüngsten Fälle von Massenentlastungen, 
die Exklusion breiter Teile der Bevölke-
rung vom »Aufschwung«, die Skandale 
bei Lidl und Aldi, die öffentliche Auf-
regung über die Wirkungen der Riester-
rente und zur Zwei-Klassen-Medizin in 
den Arztpraxen verdeutlichen, worum 
es beim Kampf um die Köpfe in nächs-
ter Zeit geht. Partei und Bundestags-
fraktion DIE LINKE haben sich zu Recht 
zur Aufgabe gemacht, die Frage der Al-
terssicherung und der »Guten Arbeit« zu 
einem Schwerpunkt der Politik in den 
kommenden zwei Jahren zu machen. 
Dies wird kein Zuckerschlecken, wenn 
man auf die Probleme bei der Mindest-
lohn-Kampagne blickt. Wie die Thesen 
der stellv. Parteivorsitzenden und sozial-
politischen Sprecherin der Bundestags-
fraktion, die mit großer Mehrheit von 
der Bundestagsfraktion abgelehnt wur-
den, diese Kampagnen unterstützen sol-
len, bleibt offen.

Unbestritten ist, dass es dabei nicht 
um eine schlichte Neuauflage des alten 
Sozialstaats gehen kann. Finanzmarkt-
kapitalismus, die zunehmende Durch-
dringung aller gesellschaftlichen Be-
reiche mit den Renditeanforderungen 
der internationalen Finanzmärkte, Pre-
karisierung und ihr Druck auf die Nor-
malarbeit, der Abbau sozialer Inklu-
sion und der Verfall von Sozialkapital, 
die Entwicklung von Individualität und 
ihre Rückwirkung aus dem Bereich der 
Nicht-Arbeit auf die Arbeitswelt, neue 
Ansprüche an Selbstorganisation quer 
zu sozialstaatlicher Bevormundung so-
wie die Herausbildung zivilgesellschaft-
licher Strukturen verbieten eine Kopie 
von Politikmodellen der 1970er Jahre. 
Unbestritten ist auch, dass die drastische 
Zunahme der Zahl der vom gesellschaft-
lichen Leben und von der Erwerbsarbeit 
Ausgeschlossenen eine Ausweitung der 
Finanzierungsgrundlagen über die pari-
tätische Finanzierung hinaus erforder-
lich macht.

Kipping sucht mit ihrer Kritik an 
den tradierten Sozialversicherungen 
eine Antwort auf diese Herausforde-
rungen. Mit der Fokussierung auf Preka-

rität und immaterielle Arbeit ist das Pro-
blemspektrum jedoch nur unzureichend 
markiert. Aus grundsätzlicher Sicht 
muss für die Linke allerdings unstrittig 
sein, das sich die Lösung aller offenen 
Fragen nur um eine zentrale Achse dre-
hen kann: die Wiedereinsetzung der ge-
sellschaftlichen Arbeit in ihre Schlüs-
selstellung. Es bleibt die Aufforderung 
(und die Hoffnung), »ernsthaft zu disku-
tieren«, d.h. die Debatte über die Kern-
punkte des Streits zu intensivieren. 

3 Katja Kipping, Altersarmut vorprogrammiert – 
zugleich das Plädoyer für eine Garantierente, in: 
Sozialismus 3/08; siehe auch Kippings Beitrag: 
Statt Planierraupe spielen: Ernsthaft diskutieren! 
in: www.sozialismus.de, in dem sie sogar vom not-
wendigen Umbau der GRV in eine »Erwerbstäti-
genversicherung« spricht.

4 aktuell: Klaus Ernst/Michael Schlecht, Ge-
fahren für die Rente – Katja Kippings Angriff auf 
die gesetzliche Sozialversicherung, in: Sozialismus 
Heft 4/2008; siehe u.a. auch Joachim Bischoff/Ju-
lia Müller, Nische Grundeinkommen oder Auf-
hebung der Entfremdung, in: Sozialismus Heft 
10/2005; Ulrich Busch, Schlaraffenland - eine 
linke Utopie?, in: UTOPIE kreativ Heft 181, 2005, 
S. 978ff.

5 Kipping, Statt Planierraupe spielen: Ernst-
haft diskutieren! in: www.sozialismus.de. Für Kip-
ping ist »die Vollbeschäftigungsforderung eine 
Forderung der Arbeitskulturideologie« (Kipping/
Blaschke, »Und es geht doch um …« – das Gespenst 
des Grundeinkommens, in: Sozialismus 10/2005).

6 vgl. Kipping/Blaschke, a.a.O.: »Grundsiche-
rungen und Grundeinkommen sind steuerfinan-
zierte Leistungen, deren Anspruchsberechtigung 
und deren Höhe von einer vorher geleisteten sozi-
alversicherungspflichtigen Erwerbsarbeit entkop-
pelt sind.«

7 »Die traditionelle GRV gibt allerdings auf ein 
großes Problem keine Antwort: auf die drohende 
Altersarmut der vielen Menschen mit brüchigen 
Erwerbsbiografien und geringen Einkommen.« 
(Katja Kipping, Statt Planierraupe, a.a.O.)

8 Kipping, Und weil der Mensch ein Mensch ist, 
a.a.O.

9 »Ein Grundeinkommen dagegen steht allen 
Menschen ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne 
(Erwerbs-)Arbeitszwang … zu.« (Kipping/Blaschke, 
a.a.O.) Siehe auch Katja Kipping, Von Schwe-
den lernen – Diskussionspapier zu den rentenpoli-
tischen Alternativen der LINKEN, März 2008: »Ich 
finde die Logik dieser Bedarfsprüfung falsch und 
abschaffungswert. Leider hat sich die Bundestags-
fraktion mehrheitlich für das Prinzip der Bedarfs-
prüfung ausgesprochen.«

10 »Die für Lohnarbeit typische Trennung von 
Arbeit(szeit) und Leben(szeit) ist für die wissensba-
sierte Arbeit unhaltbar… Die materielle Arbeit an 
einem Fließband ist noch klar mit der Stechuhr zu 
messen. Allerdings ist es schwer, bei immateriel-
ler Arbeit die genaue Arbeitszeit zu messen. Damit 
bricht die auf Tauschwert beruhende Ökonomie 
zusammen… Dieser klare Tauschwert war bestim-
mend für das klassische Arbeitsverhältnis.« (Kip-
ping, Altersarmut vorprogrammiert, a.a.O.)

11 »Ein Grundeinkommen befördert die immense 
Ausweitung der Autonomie der Menschen, der free 
time und der free activity … Ein Grundeinkommen 
ist die Basis der wahren Reichtumsvermehrung, 
der Entwicklung der freien Individualität und na-
türlich (!-H.A.) der Demokratisierung der Arbeits- 
und Lebenswelt.« (Kipping/Blaschke, a.a.O.)




